Deutsdier Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nf* 449^ 


Schriftlicher Bericht 

des Aussdiusses für Wirtschaftspolitik 
(13. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
der Titel II, III, IV und X der Gewerbeordnung 

- Nr. 4170 der Drucksachen - 


1. Bericht des Abgeordneten Lange") 

2. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

A 

1. dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Titel II, III, IV 
und X der Gewerbeordnung — Nr. 4170 der Drucksachen — in 
der aus nachstehender Zusammenstellung ersichtlichen Fassung 
zuzustimmen; 

2. durch Beschluß zu 1. den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
der Gewerbeordnung — Nr. 4190 der Drucksachen — für er- 
ledigt zu erklären. 


B 

1. folgende Entschließung anzunehmen: 

a) Die Bundesregierung wird ersucht, in einem erneut dem Bundes- 
tag möglichst bald vorzulegenden Änderungsgesestz zur Ge- 
werbeordnung die Frage der Gewerbeuntersagung im § 35 
zu regeln. Hierbei sind die im Grundgesetz niedergelegten 
Grundsätze, besonders die des Artikels 19, zu berücksichtigen 
und die Neuregelung dem gegenwärtigen Stand der Wirt- 
schaft und Technik anzugleichen. 

b) Die Bundesregierung wird ersucht, dem Bundestag so bald 
wie möglich eine den Bedürfnissen der Volkswirtschaft ent- 
sprechende Neufassung der §§ 56 und 56 a der Gewerbeord- 
nung vorzulegen. Dabei sind die Grundrechte des Staats- 
bürgers und die Interessen der Allgemeinheit zu wahren und 
gleiche Wettbewerbsbedingungen sicherzustellen. 


''■) folgt unter: zu Drucksache Nr. 4491 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heser, Andernach. Breite Straße 30. 



c) Die Bundesregierung wird ersucht, dem Bundestag in An- 
gleichung an die entsprechende Regelung im Gesetz zur Ord- 
nung des Handwerks (Handwerksordnung) eine Neufassung 
des § 30 c vorzulegcn. 

d) Die Bundesregierung wird ersucht, nach Erledigung der in 
a bis c genannten Vorlagen eine Neufassung der Gewerbe- 
ordnung vorzubereiten mit dem Ziele, die Vorschriften zu 
vereinfachen und den Erfordernissen von Wirtschaft und 
Technik anzupassen. In dieser vorzubereitenden Neufassung 
sollen die Strafvorsdirlften auf das Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten abgestellt werden. 


2. durch Beschluß zu B 1 a und b den Antrag der Abgeordneten 
Dr. Etzel (Bamberg), Dr. Baumgartner, Dr. Seelos und Fraktion 
der BP betr. Zulassung zum Gewerbebetrieb und Untersagung 
eines Gewerbebetriebes 

— Nr. 1016 der Drucksachen — Ziffer 1 b und 

den Antrag der Fraktion der Föderalistischen Union (BP-Z) betr. 
den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Gewerbeordnung 

— Nr. 3265 der Drud^sachen — und den 

Antrag der Abgeordneten DIrscherl und Genossen betr. den Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung der Gewerbeordnung 

— Nr. 3958 der Drucksachen — 

der Bundesregierung als Material zu überweisen. 

C 

die hierzu eingegangenen Petitionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 17. Juni 1953 


Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik 

Naegel Lange 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des 


Entwurfs eines Gesetzes 

zur Änderung der Titel II, III, IV und X der Gewerbeordnung 

mit den Beschlüssen des Aussdiusses für Wirtschaftspolitik 
(13. Ausschuß) 

Entwurf Beschlüsse des 13. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Titel 1 1 , 1 1 1 , IV und X 
der Gewerbeordnung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Die Gewerbeordnung wird wie folgt ge- 
ändert: 

l.In § 6 Abs. 1 Satz 1 wird hinter dem 
Wort „findet“ eingefügt: „abgesehen von 
§§ 24 bis 24 c“. 

2. § 14 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Das gleiche gilt, wenn der Gegen- 
stand des Gewerbebetriebes gewechselt 
oder auf Waren oder Leistungen aus- 
gedehnt wird, die bei Gewerbebetrie- 
ben dieser Art nicht geschäftsüblich 
sind, oder wenn der Gewerbebetrieb 
auf gegeben wird.“ 

3. § 15 a wird wie folgt geändert: 

a) Absätze 1 und 2 erhalten folgende 
Fassung: 

„(1) Gewerbetreibende, die eine 
offene Verkaufsstelle haben oder 
eine Gast- oder Sdiankwirtsdiaft 
betreiben, sind verpflichtet, ihren 
Familiennamen mit mindestens 
einem ausgeschriebenen Vornamen 
an der Außenseite oder am Ein- 
gang der offenen Verkaufsstelle 
oder der Gast- oder Schankwirt- 
schaft in deutlich lesbarer Schrift 
anzubringen. 

(2) Kaufleute, die eine Firma 
führen, haben außerdem ihre 
Firma in der in Absatz 1 bezeich- 
neten Weise anzubringen; ist aus 


Enttvurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Titel I bis IV, VII und X 
der Gewerbeordnung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Die Gewerbeordnung wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


der Firma der Familienname des 
Geschäftsinhabers mit einem aus- 
geschriebenen Vornamen zu er- 
sehen, so genügt die Anbringung 
der Firma." 

b) Dem Absatz 3 wird folgender zweiter 
Satz angefügt: 

„Juristische Personen, die eine 
offene Verkaufsstelle haben oder 
eine Gast- oder Schankwirtschaft 
betreiben, haben ihre Firma oder 
ihren Namen in der in Absatz 1 
bezeichneten Weise anzubringen.“ 


4. a) § 24 erhält folgende Fassung: 

4 24 

(1) Zum Schutze der Beschäftig- 
ten und Dritter vor Gefahren 
durch Anlagen, die mit Rücksicht 
auf ihre Gefährlichkeit einer be- 
sonderen Überwachung bedürfen 
(überwachungsberechtigte Anlagen), 
wird die Bundesregierung ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung zu 
bestimmen, 

1. daß die Errichtung solcher An- 
lagen, ihre Inbetriebnahme, die 
Vornahme wesentlicher 
Änderungen an bestehenden An- 
lagen und sonstige die Anlagen 
betreffenden Umstände ange- 
zeigt und der Anzeige bestimmte 
Unterlagen beigefügt werden 
müssen; 

2. daß die Errichtung solcher 
Anlagen, ihr Betrieb sowie die 
Vornahme wesentlicher 
Änderungen an bestehenden An- 
lagen der Erlaubnis einer in der 
Rechtsverordnung bezeichneten 
oder nach Bundes- oder Landes- 
recht zuständigen Behörde be- 
dürfen; 

3. daß solche Anlagen, insbeson- 
dere die Errichtung, die Her- 
stellung, die Bauart, die Werk- 
stoffe, die Ausrüstung und die 
Unterhaltung sowie ihr Betrieb 
bestimmten Anforderungen ge- 
nügen müssen. Anforderungen 
technischer Art können in beson- 


4. a) § 24 erhält folgende Fassung: 

4 24 

(1) Zum Schutze der Beschäftig- 
ten und Dritter vor Gefahren 
durch Anlagen, die mit Rücksicht 
auf ihre Gefährlichkeit einer be- 
sonderen Überwachung bedürfen 
(überwachungsbedürftige Anlagen), 
wird die Bundesregierung ermäch- 
tigt, nach Anhörung der beteilig- 
ten Kreise durch Rechtsverordnung 
zu bestimmen, 

1. daß die Errichtung solcher An- 
lagen, ihre Inbetriebnahme, die 
Vornahme von Änderungen an 
bestehenden Anlagen und 
sonstige die Anlagen betreffen- 
den Umstände angezeigt und der 
Anzeige bestimmte Ünterlagen 
beigefügt werden müssen; 

2. daß die Errichtung solcher An- 
lagen, ihr Betrieb sowie die Vor- 
nahme von Änderungen an be- 
stehenden Anlagen der Erlaubnis 
einer in der Rechtsverordnung 
bezeichneten oder nach Bundes- 
oder Landesrecht zuständigen 
Behörde bedürfen; 

3. unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


deren Vorschriften (technische 
V orschrif ten) zusammengefaßt 
werden; hierbei sind die Vor- 
schläge des Ausschusses (Absatz 4) 
zu berücksichtigen; 

4. daß solche Anlagen einer Prü- 
fung vor Inbetriebnahme so- 
wie der regelmäßigen Über- 
wachung unterliegen; 


5. welcher Behörde die Aufsicht 
über die Ausführung der nach 
Nummern 1 bis 4 erlassenen 
Rechtsverordnungen obliegt; 

6. welche Gebühren Eigentümer 
von solchen Anlagen und Per- 
sonen, die solche Anlagen her- 
steilen oder betreiben, für die 
vorgeschriebenen oder behörd- 
lich angeordneten Prüfungen 
und die Überw^ichung 
der Anlagen zu entrichten haben. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Anla- 
gen, die nicht gewerblichen Zwek- 
ken dienen; er gilt nicht für den 
Betrieb der Deutschen Bundesbahn 
und die Nebenbetriebe, die den 
Bedürfnissen des Eisenbahn- und 
Schiffahrtsbetriebes und -Verkehrs 
der Deutschen Bundesbahn zu die- 
nen bestimmt sind. 


(3) Überwachungsbedürftige An- 
lagen im Sinne des Absatzes 1 sind: 

1. Dampfkesselanlagen, 

2. Druckbehälter außer Dampf- 
kesseln, 

3. Anlagen zur Abfüllung von 
verdichteten, verflüssigten 
oder unter Druck gelösten 
Gasen, 

4. Leitungen unter innerem 
Überdruck für brennbare, 
ätzende oder giftige Gase, 
Dämpfe oder Flüssigkeiten, 

5. Aufzugsanlagen, 


4. daß solche Anlagen einer Prü- 
fung vor Inbetriebnahme, regel- 
mäßig wiederkehrenden Prüfun- 
gen und Prüfungen auf Grund 
behördlicher Anordnung unter- 
liegen; 

5. entfällt 


6. welche Gebühren Eigentümer 
von solchen Anlagen und Per- 
sonen, die solche Anlagen her- 
steilen oder betreiben, für die 
vorgeschriebenen oder behörd- 
lich angeordneten Prüfungen der 
Anlagen zu entrichten haben. 

(2) Absatz 1 gilt auch für An- 
lagen, die nicht gewerblichen 
Zwecken dienen, sofern sie im 
Rahmen wirtschaftlicher Unter- 
nehmungen Verwendung finden 
oder soweit es der Arbeitsschutz 
erfordert; er gilt nicht für den 
Betrieb der Deutschen Bundes- 
bahn und die Nebenbetriebe, die 
den Bedürfnissen des Eisenbahn- 
und Schiffahrtsbetriebes und -Ver- 
kehrs der Deutschen Bundesbahn 
zu dienen bestimmt sind. 

(3) ÜberwachungsbedürftigeAn- 
lagen im Sinne des Absatzes 1 
sind. 

1. Dampfkesselanlagen, 

2. Druckbehälter außer Dampf- 
kesseln, 

3. Anlagen zur Abfüllung von 
verdichteten, verflüssigten oder 
unter Druck gelösten Gasen, 

4. Leitungen unter innerem Über- 
druck für brennbare, ätzende 
oder giftige Gase, Dämpfe 
oder Flüssigkeiten, 

5. Aufzugsanlagen, 
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Entwurf 


Beschlüsse des 13, Ausschusses 


6. elektrische Anlagen in be- 
sonders gefährdeten Räumen, 

7. Getränkeschankanlagen und 
Anlagen zur Herstellung 
kohlensaurer Getränke, 

8. Azetylenanlagen und Kal- 
ziumkarbidlager, 

9. Anlagen zur Lagerung, Ab- 
füllung und Beförderung von 
brennbaren Flüssigkeiten, 

10. Anlagen zur Erzeugung und 
Verwendung von Röntgen- 
oder radioaktiven Strahlen. 


(4) In den Rechtsverordnun- 
gen nach Absatz 1 können Vor- 
schriften über die Einsetzung 
von Ausschüssen getroffen wer- 
den. Die Ausschüsse beraten die 
Bundesregierung oder den zu- 
ständigen Bundesminister in 
technischen Fragen; insbe- 
sonderehaben sie Ihm 
dem Stand von Wissenschaft 
und Technik entsprechende Vor- 
schriften vor z u schlagen (Ab- 
satz 1 Nr. 3). 


(5) Die Bundesregierung kann 
durch Rechtsverordnung die Er- 
mächtigung nach Absatz 1 ganz 
oder teilweise auf den zuständi- 
gen Bundesminister übertragen. 


6. elektrische Anlagen in beson- 
ders gefährdeten Räumen, 

7. Getränkeschankanlagen und 
Anlagen zur Herstellung 
kohlensaurer Getränke, 

8. Azetylenanlagen und Kalzium- 
karbidlager, 

5. Anlagen zur Lagerung, Abfül- 
lung und Beförderung von 
brennbaren Flüssigkeiten, 

10. Anlagen zur Erzeugung und 
Verwendung von Röntgen- 
oder radioaktiven Strahlen. 

Zu den in Nrn. 2, 3 und 4 be- 
zeichneten überwachungsbedürfti- 
gen Anlagen gehören nicht die 
Energieanlagen im Sinne des § 2 
Abs. 1 des Gesetzes zur Förde- 
rung der Energiewirtschaft (Ener- 
gie wir tschaftsgestz) vom 13. De- 
zember 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1451). 

(4) In den Rechtsverordnungen 
nach Absatz 1 können Vor- 
schriften über die Einsetzung von 
technischen Ausschüssen getroffen 
werden. Die Ausschüsse sollen 
die Bundesregierung oder den zu- 
ständigen Bundesminister insbe- 
sondere in technischen Fragen be- 
raten und ihnen dem Stand von 
Wissenschaft und Technik ent- 
sprechende Vorschriften Vorschlä- 
gen (Absatz 1 Nr. 3). Soweit An- 
forderungen technischer Art in 
besonderen Vorschriften (tech- 
nische Vorschriften) zusammen- 
gefaßt werden, müssen technische 
Ausschüsse gebildet werden. In 
die Ausschüsse sind neben Ver- 
tretern der beteiligten Bundes- 
behörden und von obersten 
Landesbehörden, der Wissenschaft 
und der technischen Überwachung, 
insbesondere Vertreter der Her- 
steller und der Betreiber der An- 
lagen zu berufen. 

(5) unverändert 


6 



Entwurf 

f6) Die nach dieser Vorschrift 
zu erlassenden Reditsverordnun- 
een bedürfen der Zustimmung 
des Bundesrates; ausgenommen 
sind die in Absatz 1 Nr. 3 be- 
zeichneten technischen Vor- 
schriften, die In Absatz 5 ge- 
nannten Rechtsverordnungen 
sowie Rechtsverordnungen, die 
sich ausschließlich auf Anlagen 
beziehen, welche der Über- 
wachung durch die Bundesver- 
waltung unterstehen.“ 

b) Nach § 24 werden fogende Vorschrif- 
ten als §§ 24 a bis 24 c eingefügt: 

4 24 a 

(1) DiezuständigenBe- 
hörden können die Be- 
seitigung von Anlagen 
der in § 24 genannten 
Art anordnen, wenn 
diese Anlagen ohne die 
erforderliche Erlaub- 
nis errichtet oder be- 
trieben werden. 

(2) Die zuständigen Behörden 
können bestimmen, daß der Be- 
trieb von Anlagen der i m § 24 
genannten Art bis zur Herstel- 
lung des den Vorschriften oder 
behördlichen Anordnungen ent- 
sprechenden Zustandes einzustel- 
len ist, wenn durdi Nichteinhalten 
dieser Vorschriften oder Anord- 
nungen eine erhebliche Gefähr- 
dung der Beschäftigten oder Drit- 
ter herbeigeführt wird. 

§ 24 b 

Eigentümer von Anlagen nach 
§ 2 4 Abs. 3 und Personen, die 
solche Anlagen hersteilen oder 
betreiben, sind verpflichtet, den 
Aufsichtsbehörden so- 
wie den Stellen und 
Personen, denen die Prü- 
fung und Überwachung 
der Anlagen obliegt, die Anlagen 
zugänglich zu machen, die vorge- 
schriebene oder behördlich ange- 
ordnete Prüfung und Über- 
wachung zu gestatten, die 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
(6) unverändert 


b) Nach § 24 werden folgende Vor- 
schriften als §§ 24 a bis 24 d eingefügt: 

4 24 a 

(1) Wenn Anlagen der in § 24 
genannten Art ohne die erforder- 
liche Erlaubnis errichtet oder be- 
trieben werden, können die für 
die Erlaubniserteilung zuständigen 
Behörden die Stillegung oder die 
Beseitigung der Anlagen anordnen. 


(2) Die nach § 24 d zuständigen 
Behörden können bestimmen, daß 
der Betrieb von Anlagen der in 
§ 24 genannten Art bis zur Her- 
stellung des den Vorschriften oder 
behördliclien Anordnungen ent- 
sprechenden Zustandes einzustellen 
ist, wenn durch Nichteinhalten 
dieser Vorschriften oder Anord- 
nungen eine erhebliche Gefähr- 
dung der Beschäftigten oder Drit- 
ter herbeigeführt wird. 

§ 24 b 

Eigentümer von überwachungs- 
bedürftigen Anlagen und Perso- 
nen, die solche Anlagen hersteilen 
oder betreiben, sind verpflichtet, 
den Sachverständigen, denen die 
Prüfung der Anlagen obliegt, die 
Anlagen zugänglich zu machen, die 
vorgeschriebene oder behördlich 
angeordnete Prüfung zu gestatten, 
die hierfür benötigten Arbeits- 
kräfte und Hilfsmittel bereitzustel- 
len und ihnen die Angaben zu 
machen unci die Unterlagen vorzu- 
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Entwurf 


Beschlüsse des 13. Ausschüsse!» 


hierfür nötigen Arbeitskräfte 
und Vorrichtungen be- 
reitzustellen und ihnen die An- 
gaben zu machen und die Unter- 
lagen vorzulegen, die zur Erfül- 
lung ihrer Aufgaben erforderlich 
sind. 


§ 24 c 

(1) Die Prüfungen und die 
Überwachungderin§24 
Abs. 3 genannten Anlagen 
werden, soweit in den nach § 24 
Abs. 1 erlassenen Rechtsverord- 
nungen nichts anderes bestimmt 
ist, von amtlichen oder amtlich 
für diesen Zwech anerkannten 
Sachverständigen vorgenommen. 
Diese sind in technisAen Über- 
wachungs stellen zusammen- 
zufassen. 


(2) Der Bundesminister für Ar- 
beit kann durch Verwaltungs- 
vorschriften die Anforderungen 
bestimmen, denen die Sachver- 
ständigen nach Absatz 1 hinsicht- 
lich ihrer beruflichen Ausbildung 
und Erfahrung in der technischen 
Überwachung genügen müssen. 

(3) Die Organisation 
der technischen Über- 
wach u n g s s t e 1 1 e n sowie 
die Durchführung der 
Überwachung sind von 
den obersten Arbeits- 
behörden der Länder 
zu regeln. Die techni- 
schen Ü b e r w a c h u n g s - 
stellen unterliegen der 
Aufsicht der obersten 
A r b e i t s b e h ö r d e des 
Landes oder der von ihr 
bestimmten Behörde. 


legen, die zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben erforderlich sind. 


§ 24 c 

(1) Die Prüfungen der über- 
wachungsbedürftigen Anlagen wer- 
den, soweit in den nach § 24 
Abs. 1 erlassenen Rechtsverord- 
nungen nichts anderes bestimmt 
ist, von amtlichen oder amtlich für 
diesen Zweck anerkannten Sach- 
verständigen vorgenommen. Diese 
sind in technischen Überwachungs- 
organisationen zusammenzufassen. 


(la) Die Prüfungen und die Über- 
wachung der im § 24 Abs. 3 ge- 
nannten Anlagen der deutschen 
Bundespost werden von den vom 
Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen bestimmten Stel- 
len vorgenommen. 

(2) unverändert 


(3) Die Länderregierungen re- 
geln die Organisation der tech- 
nischen Überwachung, die Aufsicht 
über sie sowie die Durchführung 
der Überwachung. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


(4) Der Bundesminister für Ar- 
beit wird ermächtigt, im Beneh- 
men mit den obersten Arbeits- 
behörden der Länder durch 
Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates Vorschrif- 
ten über die Sammlung und Aus- 
wertung der Erfahrungen der 
Sachverständigen sowie über deren 
Weiterbildung zu erlassen.“ 


(4) Der Bundesminister für Ar- 
beit wird ermächtigt, im Beneh- 
men mit den obersten Arbeits- 
behörden der Länder durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Vorschriften über die 
Sammlung und Auswertung der 
Erfahrungen der Sachverständigen 
sowie über deren Weiterbildung zu 
erlassen. 

§ 24 d 

Die Aufsicht über die Ausfüh- 
rung der nach § 24 Abs. 1 erlasse- 
nen Rechtsverordnungen obliegt 
den Gewerbeaufsichtsbehörden. 
Hierbei findet § 139 b entspre- 
chende Anwendung. Für Anlagen, 
welche der Überwachung durch die 
Bundesverwaltung unterstehen, so- 
wie für Anlagen an Bord von See- 
schiffen bestimmt die Bundesregie- 
rung die Aufsichtsbehörde durch 
Rechtsverordnung; § 24 Abs. 5 
gilt entsprechend. Rechtsverord- 
nungen nach Satz 3 bedürfen nur 
der Zustimmung des Bundesrates, 
soweit sie Anlagen an Bord von 
Seeschiffen betreffen.“ 


5. § 25 wird wie folgt geändert: 5. unverändert 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Wenn eine Veränderung der Be- 
triebsstätte vorgenommen wird, 
ist bei Anlagen nach § 16 die Ge- 
nehmigung der zuständigen Be- 
hörde nach Maßgabe der §§ 17 
bis 23 notwendig.“ 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

6. § 35 erhält folgende Fassung: entfällt 

4 35 

(1) Die Ausübung eines Gewerbes 
ist ganz oder teilweise auf Zeit oder 
Dauer zu untersagen, wenn Tatsachen 
vorliegen, welche die Unzuverlässig- 
keit des Gewerbetreibenden oder 
einer für die Leitung des Gewerbe- 
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Entwurf 

betriebes verantwortlichen Person 
in bezug auf den Gewerbebetrieb 
dartun, und wenn durch Fortsetzung 
des Gewerbebetriebes eine Gefähr- 
dung der Allgemeinheit zu besorgen 
ist. Die Untersagung gilt für das 
ganze Bundesgebiet. 

(2) Zuständig für die Untersagung 
ist die für den Gemeindebezirk der 
gewerblichen Niederlassung, in Er- 
mangelung einer gewerblichen Nie- 
derlassung die für den Wohnsitz 
oder den Aufenthaltsort des Ge- 
werbetreibenden zuständige höhere 
Verwaltungsbehörde. 

(3) Die Fortsetzung des untersag- 
ten Gewerbes kann durch Schließung 
der Geschäftsräume verhindert 
werden. 

(4) Die im Absatz 2 bezeichnete 
Behörde hat die Wiederaufnahme des 
Gewerbebetriebes zu gestatten, wenn 
eine Gefährdung der Allgemeinheit 
nidit mehr zu besorgen ist; vor Ab- 
lauf eines Jahres nach Vollzug der 
Untersagung soll die Wiederauf- 
nahme des Gewerbebetriebes nur ge- 
stattet werden, wenn hierfür beson- 
dere Gründe vprliegen. 

(5) Will die in Absatz 2 bezeich- 
nete Behörde in dem Untersagungs- 
verfahren einen Sachverhalt berück- 
siditigen, der Gegenstand der Urteils- 
findung in einem Strafverfahren ge- 
wesen ist, so kann sie zum Nachteil 
des vom Strafverfahren Betroffenen 
von dem Inhalt des Urteils Insoweit 
nicht abweichen, als es sich auf die 
Feststellung des Sachverhalts oder 
auf die Beurteilung der Schuldfrage 
bezieht. 

(6) Diese Vorschrift ist auf Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften entsprechend anzuwenden, 
wenn sie kein Gewerbe betreiben.“ 

7. In § 35 a Abs. 1 und 2 tritt anstelle von 
„5 35 Abs. 5“ jeweils „§ 35 Abs. 1“. 

8. § 35 b wird aufgehoben. 

9. § 38 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Landesregierungen oder 
die von ihnen bestimmten 
L a n d c s b c h ö r d e n sind be- 
fugt, für folgende Gewerbezwelgc 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


7. entfällt 

8. unverändert 

9. § 38 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Landesregierungen können 
durch Rechtsverordnung für folgende 
Gewerbezweige 
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1. An- oder Verkauf von Gebraudht- 
waren und Kleinhandel mit altem 
Metallgerät und Metallbruch, ein- 
schließlich Eisen- und Stahl- 
schrott jeder Art, 

2. An- oder Verkauf von Waren und 
Bruch aus Edelmetall und von 
echten Perlen, 

3. Auskunfterteilung über Vermö- 
gensverhältnisse und persönliche 
Angelegenheiten, 

4. Vermittlung von Verträgen über 
Grundstücke, grundstücksgleichc 
Rechte, gewerbliche Räume, 
Wohnräume und Darlehen, 

5. Vermittlung von Heiraten, 

6. Betrieb von Reisebüros und die 
Vermittlung von Unterkünften 

z u bestimmen, 

a) in welcher Weise die Gewerbe- 
treibenden ihre Bücher zu führen 
haben, 

b) welche Angaben sie zu machen 
oder welche Auskünfte sie den 
für die Überwachung zuständigen 
Behörden zu erteilen haben, 

c) welcher behördlichen Nachschau 
sie sich zu unterwerfen haben.“ 


10. In §40 Abs. 1 wird folgender 
Satz 2 eingefügt : 

„Die Vorschrift des § 35 
bleibt unberühr t.“ 

I n Absatz 2 entfällt die Anführung von 
§ 35 b. 

11. In § 42 b Abs. 1 entfällt Satz 2. 

Dem § 42 b wird folgender Absatz 5 an- 
gefügt: 

„(5) § 56 c Abs. 2 Satz 4 ist ent- 
sprechend anzuwenden.“ 

12. §43 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(2) Auf die Erteilung, Versagung 
und Zurücknahme der Erlaubnis sind 
die Vorschriften des § 57 Abs. 1 
Ziff. 1 bis 4, Absätze 2, 3 und 4, 
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1. An- oder Verkauf von Gebraucht- 
waren und Kleinhandel mit altem 
Metallgerät und Metallbruch, 

la. Kleinhandel mit Elsen- und Stahl- 
schrott sowie Gußbruch aller Art, 

2. An- oder Verkauf von Waren und 
Bruch aus Edelmetall und von 
echten Perlen, 

3. Auskunftserteilung über Vermö- 
gensverhältnisse und persönliche 
Angelegenheiten (Auskunfteien, De- 
tekteien), 

4. Vermittlung von Verträgen über 
Grundstücke, grundstücksgleiche 
Rechte, gewerbliche Räume, Wohn- 
räume und Darlehen, 

5. Vermittlung von Eheschließungen, 

6. Betrieb von Reisebüros und die Ver- 
mittlung von Unterkünften 

bestimmen, 

a) in welcher Weise die Gewerbe- 
treibenden ihre Bücher zu führen 
haben, 

b) welche Angaben sie zu machen 
oder welche Auskünfte sie den für 
die Überwachung zuständigen Be- 
hörden zu erteilen haben, 

c) welcher behördlichen Nachschau 
sie sich zu unterwerfen haben. 

Die Landesregierungen können diese Er- 
mächtigungen an die obersten Landes- 
behörden weiter übertragen.“ 

10. In § 40 Abs. 2 entfällt die Anführung 
von § 35 b. 


11. unverändert 


12. unverändert 
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der §§ 57 a, 57 b Ziff. 1 bis 3, 58 
und des § 63 entsprechend anzu- 
wenden. ‘‘ 

13. § 44 erhält folgende Fassung; 

4 44 

(1) Wer ein stehendes Gewerbe 
betreibt, ist befugt, auch außerhalb 
des Gemeindebezirkes seiner Nieder- 
lassung persönlich oder durch in sei- 
nen Diensten stehende Reisende für 
Zwecke seines Gewerbebetriebes 
Waren aufzukaufen, feilzubieten 
und Bestellungen auf Waren zu 
suchen. Dies gilt auch für Handels- 
vertreter, die ein stehendes Gewerbe 
betreiben, sofern sie als Vermittler 
oder Vertreter des Auftraggebers 
Waren aufkaufen, feilbieten und Be- 
stellungen auf Waren suchen. 

(2) Waren dürfen nur bei Kauf- 
leuten oder bei Personen, die solche 
Waren herstellen, oder in offenen 
Verkaufsstellen auf gekauft werden. 
Soweit die Bundesregierung nicht 
durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates für be- 
stimmte Gegenden, für bestimmte 
Waren oder für Gruppen von Ge- 
werbetreibenden Ausnahmen zuläßt, 
dürfen ohne vorgängige ausdrück- 
liche Aufforderung nur bei Kauf- 
leuten in deren Geschäftsräumen 
oder bei Personen, in deren Ge- 
schäftsbetrieb Waren der angebote- 
nen Art Verwendung finden, Waren 
feilgeboten oder Warenbestellungen 
aufgesudit werden. Dies gilt nicht für 
Druckschriften, andere Sdiriften oder 
Bildwerke. 

(3) Auf das Aufsuchen von Bestel- 
lungen auf Druckschriften, andere 
Schriften oder Bildwerke sind die 
Vorschriften des ^ 56 Abs. 3 ent- 
sprechend anzuwenden. Das gleiche 
gilt für das Feilbieten von Druck- 
schriften, anderen Schriften und 
Bildwerken. ‘‘ 

14. § 44 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 beginnt mit den 
Worten: 


13. unverändert 


14. unverändert 
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Beschlüsse des 13. Ausschusses 


„(1) Wer Im Rahmen des § 44 
Waren auf kauft, feilbietet oder 
Bestellungen auf Waren sucht, . 

b) Hinter Absatz 1 Satz 1 wird folgen- 
der Satz eingefügt: 

„§ 60 Abs. 1 Satz 2, 3 und 4 gilt 
sinngemäß." 

c) Im Absatz 4 wird hinter den Worten 
„Absätze 2, 3" eingefügt: „und im 
§ 57 b Ziff. 2". 

15. § 53 Abs. 3 wird aufgehoben. 

16. Der Klammerhinweis im § 54 Abs. 1 
hinter dem Wort „Gewerbebetriebes" 
lautet: „(§ 35)". 

§ 54 Abs. 2 wird aufgehoben. 

17. Im § 55 Abs. 1 wird hinter dem Wort 
„Ziffer" eingefügt „1 und". 

18. § 56 Abs. 2 Nr. 9 erhält folgende Fassung: 

„9. Gifte und gifthaltige Waren; 
Arznei- und Geheimmittel;" 

Im § 56 Abs. 3 wird folgende Num- 
mer 13 eingefügt: 

„13. Bruchbänder, medizinische Leib- 
binden und medizinische Ban- 
dagen." 

19. § 56 b erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) Durch die Landesregierungen 
kann die Ausübung des Friseurhand- 
werks im Umherziehen zur Vermei- 
dung von Seuchen oder der Verbrei- 
tung von übertragbaren Krankheiten 
untersagt oder bestimmten Beschrän- 
kungen unterworfen werden." 

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

20. Im § 57 Abs. 1 wird die Nummer 5 auf- 
gehoben. 

21. § 60 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 werden hinter Satz 1 
folgende Sätze eingefügt: 

„Ist dem Wandergewerbetreiben- 
den bereits ein Wandergewerbe- 
schein für das vorhergehende 
Jahr erteilt worden, so kann, 


15. entfällt 

16. unverändert 

17. unverändert 

18. entfällt 

19. entfällt 

20. unverändert 

21. unverändert 
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wenn dies der Zustand des Wan- 
dergewerbescheines zuläßt, an- 
stelle der Ausstellung eines neuen 
Wandergewerbescheines ein Ver- 
längerungsvermerk treten, der 
mit Dienstsiegel und Unterschrift 
zu versehen ist. Die Vorschriften 
der §§ 57, 57 a, 57 b bleiben un- 
berührt. Wird ein Wander- 
gewerbe ohne Unterbrechung 

länger als fünf Jahre betrieben, 

so kann, falls sich aus der Person 
des Gewerbetreibenden oder aus 
sonstigen Umständen keine Be- 
denken ergeben, der Wander- 

gewerbeschein abweichend von 
Satz 1 für einen Zeitraum bis zu 
drei Jahren erteilt werden." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Ein Wandergewerbeschein für 
den Betrieb der in § 55 Abs. 1 
Nr. 4 bezeichnet en Gewerbe kann 
für eine kürzere Dauer als das 
Kalenderjahr oder für bestimmte 
Tage während des Kalenderjahres 
erteilt werden." 

c) Absatz 3 wird aufgehoben; der bishe- 
rige Absatz 4 wird Absatz 3. 

22. § 61 gilt in folgender Fassung: 

4 61 

(1) Der Wandergewerbeschein wird 
durch die für den Wohnort oder in 
Ermangelung eines Wohnorts durdi 
die für den Aufenthaltsort des 
Nachsuchenden zuständige untere 
Verwaltungsbehörde erteilt. 

(2) Für die Zurücknahme des 
Wandergewerbescheines ist die untere 
Verwaltungsbehörde des Wohnortes 
oder in Ermangelung eines Wohnortes 
die untere Verwaltungsbehörde des 
Aufenthaltsortes des Inhabers zu- 
ständig.“ 

23. Im § 67 wird folgender Absatz 3 ange- 
fügt: 

„(3) Auf Jahrmärkten, Volksfesten 
und sonstigen Volksbelustigungen 
dürfen explosive Stoffe, insbesondere 
Feuerwerkskörper und Schießpulver 
nicht fellgehalten werden. Dies gilt 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


22. unverändert 


23. Im § 67 wird folgender Absatz 3 an- 
gefügt: 

„(3) Auf Jahrmärkten, Volksfesten 
und sonstigen Volksbelustigungen 
dürfen explosive Stoffe, insbesondere 
Feuerwerkskörper und Schießpulver 
nicht feilgehalten werden. Dies gilt 
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nidit für Wunderkerzen, Zündblatt- nidit für Wunderkerzen, Knallbon- 

chen und Zündblättchen-Bänder bons, Zündblättchen und Zündblätt- 

(Amorces und Amorcesbänder).“ chenbänder (Amorces und Amorces- 

bänder).“ 

23 a. Nach § 128 wird folgender § 128 a 
eingefügt; 


4 128 a 

(1) In den einzelnen Fadigebieten 
des graphischen Gewerbes, die den in 
den Nrn. 84 bis 86 der Anlage A zum 
Gesetz zur Ordnung des Handwerks 
(Handwerksordnung) vom .... (Bun- 
desgesetzbl. I S. . . .) aufgeführten 
Fachgebieten entsprechen, steht die 
Befugnis zum Anleiten von Lehrlin- 
gen nur denjenigen Personen zu, die 
das 24. Lebensjahr vollendet und die 
die Lehrmeisterprüfung in dem Beruf 
abgelegt haben, in dem Lehrlinge an- 
geleitet werden sollen. 

(2) Die höhere Verwaltungsbehörde 
kann Personen, die den Voraussetzun- 
gen des Absatzes 1 nicht entsprechen, 
die Befugnis, Lehrlinge anzuleiten, 
nach Anhörung der Industrie- und 
Handelskammer widerruflich ver- 
leihen. 

(3) § 19 der Handwerksordnung 
findet entsprechende Anwendung. 

(4) In Betrieben des graphischen 
Gewerbes, die nadi dem Tode des In- 
habers für Rechnung des Ehegatten 
oder minderjähriger Erben fort- 
geführt werden, können bis zum Ab- 
lauf eines Jahres nach dem Tode des 
Lehrherrn audi Personen Lehrlinge 
anleiten, welche die Lehrmeisterprü- 
fung nicht abgelegt haben, sofern sie 
in dem betreffenden Fachgebiet des 
graphisdien Gewerbes die Facharbeiter- 
prüfung oder die Gesellenprüfung 
(§§ 32 ff. der Handwerksordnung) 
bestanden haben oder mindestens fünf 
Jahre selbständig oder als Werkmeister 
in ähnlicher Stellung tätig gewesen 
sind. Die höhere Verwaltungsbehörde 
kann die Dauer dieser Berechtigung 
in besonders begründeten Fällen nach 
Anhörung der Lulustrie- und Han- 
delskammer verlängern. 
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24. § 146 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende Fas- 
sung: 

„4. wer dem § 56 Abs. 2 Ziff. 6 
oder dem § 67 Abs. 3 zuwider- 
handelt 

Im § 146 Abs. 1 werden fol- 
gende Nummern 6 und 7 an- 
gefügt: 

„6. wer abgesehen von den 
In§ 148 Abs. INr. 1 ge- 
nanntenFällendem § 14 
Abs. 1 zuwiderhandelt; 

7. wer der nach § 35 gegen 
ihn ergangenen Verfü- 
gung auf Untersagung 
eines Gewerbebetrie- 
bes zuwiderhandel t.“ 

25.1m § 147 Abs. 1 Nr. 2 entfällt die Be- 
zugnahme auf § 24; hinter Nummer 2 
wird folgende Nummer 2 a eingefügt: 

„2a. Wer dem § 24 b oder einer auf 
Grund von § 24 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4 erlassenen Rechtsverord- 
nung oder einer auf Grund dieser 
Rechtsverordnungen erlassenen 
schriftlichen Verfügung zuwider- 
handelt, sofern die Rechtsverord- 
nung oder Verfügung ausdrüdt- 
lldi auf die Strafvorschriften die- 
ses Gesetzes verweist;“ 


26. § 148 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„ 1 . wer die Aufgabe eines 
stehenden Gewerbes 
entgegen § 14 nicht an- 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

(5) Für die Zulassung zur Prüfung 
gemäß Absatz 1 ist § 44 der Hand- 
werksordnung sinngemäß anzuwen- 
den. An die Stelle des Meisterprü- 
fungsausschusses tritt der von der 
höheren Verwaltungsbehörde für 
ihren Bezirk zu errichtende Prüfungs- 
ausschuß. 

(6) Der Bundesminister für Wirt- 
schaft wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates Vorschriften über die Zu- 
sammensetzung des Prüfungsausschus- 
ses zu erlassen.“ 

24. § 146 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende Fas- 
sung: 

„4. wer dem ^ 56 Abs. 2 Ziff. 6 oder 
dem § 67 Abs. 3 zuwiderhandelt;“ 


25. In § 147 Abs. 1 Nr. 2 entfällt die Be- 
zugnahme auf § 24; hinter Nr. 2 wird 
folgende Nr. 2 a eingefügt: 

„2a. wer dem § 24 b oder einer auf 
Grund von § 24 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4 erlassenen Rechtsverordnung 
oder einer auf Grund dieser 
Rechtsverordnungen erlassenen 
schriftlichen Verfügung zuwider- 
handelt und dadurch vorsätzlich 
oder leichtfertig Leben oder Ge- 
sundheit von Menschen gefährdet, 
sofern die Rechtsverordnung 
oder Verfügung ausdrücklich auf 
die Strafvorschriften dieses Ge- 
setzes verweist;“ 

26. § 148 Abs. 1 Nr. 1 und 2 erhält folgende 
Fassung: 

„1. wer den Vorschriften des § 14 zu- 
widerhandelt; 
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zeigt oder dem § 14 

Abs. 2zuwiderhandelt;“ 


§ 148 Abs. INr. 2,3und4 wird auf- 
gehoben. 

27. § 149 Abs. 1 Nr. 3 wird aufgehoben. 
Artikeln 

Soweit in der Gewerbeordnung oder in 
anderen bundesrechtlichen Vorschriften als 
Rechtsmittelverfahren das Rekursverfahren 
nach den §§ 20 und 21 der Gewerbeordnung 
vorgesehen ist, kann es durch Landesrecht 
abweichend von diesen Vorschriften geregelt 
werden. 


A r t i k e 1 III 

Der Bundesminister für Arbeit wird er- 
mächtigt, Rechtsverordnungen über die Or- 
ganisation und Durchführung der technischen 
Überwachung überwachungspflichtiger An- 
lagen, die in der Zeit vom 1. Mai 1933 bis 
30. April 1945 erlassen worden sind, ganz 
oder teilweise außer Kraft zu setzen. 
Einer Zustimmung desBundes- 
r a t e s b.e darf es nicht. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

2. wer abgesehen von den In § 147 
Abs. 1 Nr. 2 a genannten Fällen 
dem § 24 b oder einer auf Grund 
von § 24 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 er- 
lassenen Rechtsverordnung oder 
einer auf Grund dieser Reditsver- 
ordnungen erlassenen schriftlichen 
Verfügung zuwiderhandelt, sofern 
die Rechtsverordnung oder Ver- 
fügung ausdrücklich auf die Straf- 
vorschriften dieses Gesetzes ver- 
weist;“ 

§ 148 Abs. 1 Nr. 3 wird aufgehoben; in 
der Nr. 4 entfallen die Worte „oder nach 
§ 35 b gegen ihn“. 

27. unverändert 

Artikel II 

Soweit in der Gewerbeordnung oder in an- 
deren bundesrechtlichen Vorschriften als 
Rechtsmittelverfahren das Rekursverfahren 
nach den §§ 20 und 21 der Gewerbeordnung 
vorgesehen ist, kann es durch Landesrecht 
abweichend von diesen Vorschriften geregelt 
werden. Das gleiche gilt für das Beschwerde- 
verfahren nach § 120 d Abs. 4 der Gewerbe- 
ordnung. 

Artikel II a 

§ 39 der Gewerbeordnung in der Fassung 
des Gesetzes zur Änderung der Gewerbeord- 
nung für das Deutsche Reich vom 13. April 
1935 (Reichsgesetzbl. I S. 508), die Verord- 
nung über das Schornsteinfegerwesen vom 

28. Juli 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 831) sowie 
die Gebührenordnung für die Bestellung als 
Bezirksschornsteinfegermeister vom 25. No- 
vember 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 952) traten 
im Lande Bremen wieder in Kraft. 

A r t i k e 1 III 

Der Bundesminister für Arbeit wird er- 
mächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates 
Rechtsverordnungen über die Organisation 
und Durchführung der technischen Über- 
wachung überwachungspflichtiger Anlagen, 
die in der Zeit vom 1. Mai 1933 bis 30. April 
1945 erlassen worden sind, außer Kraft zu 
setzen. 
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Artikel IV 
Es wird aufgehoben 

1. dieVerordnung über Handels- 
beschränkungen vom 13. Juli 
1923 in der Fassung der Ver- 
ordn ungvom2 6. Juni 1924, des 
Gesetzes vom 19. Juli 1926, 
des Lebensmittelgesetzes vom 
5. Juli 1927 und der Gesetze 
vom 2 3. März 1934 und 19. De- 
zember 1935 (Reichsgesetzbl. 
1923 I S. 706, 1 9 24 1 S. 661, 
19261 S. 413,19271 5. 134,1934 

1 S. 2 1 3 , 1 9 3 5 I. S. 1 5 1 6); 

2. das Gesetz über die Ausübung 
der Reisevermittlung vom 

2 6. Januar 1937 (Reichsge- 
setzbl. IS. 3 1); 

3. die Durchführungsverord- 
nung zum Gesetz über die Aus- 
übung der Reisevcrmittlung 
vom 2 2. Februar 1937 (Reichs- 
gesetzbl. IS. 336) inderFassung 
der Verordnung vom 3 0. Ja- 
nuar 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 8 7); 

4. das Gesetz zur Beseitigung 
vonMiß ständen imAuskunfts- 
und Dctcktivgewerbe vom 
1. Februar 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 2 6 6); 

5. d i e erste Durchführungsver- 
ordnung zum Gesetz zur Be- 
seitigung von Mißständen im 
Auskunfts- und Detektivge- 
werbe vom 2 0. Februar 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 27 7); 

6. die Verordnung über die Ausübung des 
Wandergewerbes und des Stadthausierge- 
werbes vom 25. Juli 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1327); 

7. die §§ 8 und 11 des Gesetzes 
überdie Zulassung undSchlie- 
ßung von Gewerbebetrieben 
(Gewerbezulassungsgesetz) des 
Landes Niedersachsen vom 
2 9. Dezember 1948 (Nieder- 
sächsisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt S. 18 8); 


Beschlüsse des 
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Artikel IV 
Es wird aufgehoben 
1. entfällt 


2. entfällt 


3. entfällt 


4. entfällt 


5. entfällt 


6. unverändert 


7. entfällt 
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8. § 1 Abs. 2, § 2 Satz 2, § 3 und § 4 Abs. 1 
des Gesetzes über die Prüfung der Bedürf- 
nisfrage bei der Erteilung von Wander- 
gewerbesdieinen des Landes Schleswig-Hol- 
stein vom 3. Mai 1948 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt Sdileswig-Holstein 19 4 9 
S. 147). 


Artikel V 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der 
§§ 13 und 14 des Gesetzes über 
die Stellung des Landes Berlin 
im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
audi im Lande Berlin, 


Art ikel VI 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 
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8. § 1 Abs. 2, § 2 Satz 2, § 3 und § 4 Abs. 1 
des Gesetzes über die Prüfung der Be- 
dürfnisfrage bei der Erteilung von Wan- 
dergewerbescheinen des Landes Sdileswlg- 
Holstein vom 3. Mai 1948 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt Schleswig - Holstein 
S. 147). 

8 a. das Gesetz zur Erhaltung der Feuersidier- 
heit der Gebäude vom 7. März 1950 (Ge- 
setzblatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 29) und die §§ 1 bis 54 der Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes zur Er- 
haltung der Feuersicherheit der Gebäude 
vom 3. November 1950 (Gesetzblatt der 
Freien Hansestadt Bremen S. 113). 

Artikel IV a 

Artikel I Nr. 27 a findet auf den hand- 
werklichen Betrieb des graphischen Gewerbes 
sowie auf Personen, die vor Inkrafttreten 
des Artikels I Nr. 23 a dieses Gesetzes Lehr- 
linge im graphisdien Gewerbe angeleitet 
haben, keine Anwendung. 

Artikel V 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 

Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen des 
Bundes, die auf Grund der in diesem Gesetz 
enthaltenen Ermächtigungen erlassen wer- 
den, gelten im Lande Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel VI 

Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die 
Verkündung folgenden zweiten Monats, Ar- 
tikel I Nr, 23 a zugleich mit dem Gesetz 
zur Ordnung des Handwerks (Handwerks- 
ordnung) vom (Bundesgesetzbl. I 

S ) in Kraft. 
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